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Vor einigen Tagen geisterte eine Nachricht durch die
Medien, wonach Asylbewerber Ferien in ihren Hei-
matländern machen würden, just dort, wo sie unse-

ren Behörden zu Protokoll gegeben haben, an Leib und Le-
ben bedroht zu sein. Das Bundesamt für Migration zeigte
sich dabei entsetzt und sprach von Missbrauch. 

Missbrauch? Die falschen Flüchtlinge mussten gar
nichts hintertreiben, dasselbe scheinheilige Amt hatte
ihnen das massenhafte Hintergehen erst ermöglicht: Von
der Öffentlichkeit unbemerkt hatte der Bundesrat auf den
1. März 2010 die Verordnung über die Ausstellung von
Reisedokumenten für ausländische Personen angepasst.
Begründet wurde die Änderung mit der Einführung bio-
metrischer Daten in Pässen und Reisedokumenten für
Schengen-Staaten. Verschwiegen wurde dabei, dass er
gleichzeitig die Reiserestriktionen für Personen mit hängi-
gem Asylverfahren lockerte und jene für vorläufig Aufge-
nommene sogar ganz aufhob. 

Dass die Dreistigkeit erst durch behördliche Naivität
möglich wurde, bestätigte schon vor einem Jahr die Ant-
wort der Regierung auf eine parlamentarische Anfrage im
Kantonsrat: Das Zürcher Migrationsamt hatte in den Jah-
ren 2008 und 2009 insgesamt 2317 Anträge um Ausstel-
lung eines Reisedokumentes bearbeitet, dies bei knapp
5000 vorläufig Aufgenommenen im Kanton. 

«Vorläufig Aufgenommene», das ist eine Art Duldungs-
status, weil deren Wegweisung aus der Schweiz hapert. Sie
haben stets ein Asylgesuch gestellt, das jedoch immer ab-
gewiesen und mit einer Aufforderung zur Wegweisung zu-
gestellt wurde. Den negativen Bescheid fechten 80% der
Betroffenen an. Diese Gerichtsverfahren geben den Be-
troffenen noch mal die Chance, ihren Aufenthalt zu ver-
längern. In etwa der Hälfte der Fälle würden die Ausge-
musterten jahrelang die Behörden narren, gab das Amt für
Migration des Kantons Bern kürzlich unverblümt zu. Ein
hoher Anteil behauptet, über keine Papiere zu verfügen,
macht falsche Angaben zu Person oder Herkunftsstaat,
oder dieser widersetzt sich einer Rückführung. Kommen

sie der Aufforderung, bei ihrer Auslandvertretung ein Aus-
reisepapier zu beschaffen, nicht nach, sehen sich die Äm-
ter gezwungen, selbst tätig zu werden, was sich meist als
äusserst schwierig und aufwändig gestaltet. Wenn sich die-
ser Kampf jahrelang hingezogen hat, verfängt das Argu-
ment, eine Abschiebung sei jetzt erst recht unmenschlich.
Vorläufig Aufgenommene vermögen ganz bewusst auf die
Ohnmacht eines humanitären Staates zu setzen. So be-
stimmt nicht mehr der Gesetzgeber, ob und wie lange sich
jemand in der Schweiz aufhält, sondern der Zuwanderer
selber bzw. sein Herkunftsland.

In den vergangenen zehn Jahren musste das Bundes-
amt für Migration 65’025 abgewiesenen Asylbewerbern
eine solche Ersatzaufnahme gewähren. Im gleichen Zeit-
raum hat die Schweiz gerade einmal 1422 solch falsche
Flüchtlinge zurückschaffen können. Wirtschaftsflüchtlin-
ge, welche unsere Asyltradition als Mittel zur Zuwande-
rung nutzen, erreichen damit im Ergebnis dasselbe wie
wirklich Verfolgte. Nicht unterschätzt werden darf die da-
mit verbundene Kettenmigration, insbesondere der Fami-
liennachzug. 

Auf kaum einem anderen Gebiet wird so offen gegen
geltendes Recht und seinen Vollzug verstossen, setzen sich
Beteiligte über die Entscheide von Behörden so deutlich
hinweg, wie beim Asylrecht. Die tiefen Anerkennungs-
zahlen der Asylbegehren lassen erkennen, wie es als
Möglichkeit zur ungebetenen Zuwanderung in die Wohl-
standsgesellschaft zweckfremd genutzt wird. Die lange
Aufenthaltsdauer wird dann später als Grund ins Feld ge-
führt, um eine Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilli-
gung zu ersuchen. 

Selbstverständlich verschliesst sich niemand einer gut
dosierten Einwanderung. Bei den hier Betroffenen han-
delt es sich jedoch um eine erzwungene, notabene gedul-
dete Zuwanderung aus Drittweltstaaten. Und die (schlag-
zeilenträchtigen) Asylbewerber von heute sind übrigens
die vorläufig Aufgenommenen von morgen. Und aus den
vorläufigen werden wiederum ewig Aufgenommene.


